
167. Urteil vom 14. Oktober 1896 in Sachen

Schwob=Preiswerk.

A. In einer Expropriationsstreitigkeit zwischen der Gemeinde

Liestal und Joh. Schwob=Preiswerk daselbst fällte am 19. Juni

1896 das Obergericht des Kantons Baselland, nachdem am

8. Mai im Beisein der Parteien ein Augenschein stattgefunden

hatte, „auf Grundlage der Akten und nach Anhörung der Par¬

teien“ sein Urteil dahin, daß die Expropriantin dem Expro¬

priaten für das expropriierte Grundstück, Inkonvenienzen inbe¬

griffen, einen Gesammtbetrag von 4929 Fr. 68 Cts., verzinslich vom

1. Juli 1896 an, zu bezahlen habe. Gegen dieses Urteil ergriff

mit Eingabe vom 29. Juni 1896 Schwob=Preiswerk den staats¬

rechtlichen Rekurs an das Bundesgericht. Dasselbe wird in dop¬

pelter Richtung angefochten: Erstlich deshalb, weil das Ober¬

gericht verfügt, daß die Beratung und Aburteilung geheim zu

erfolgen, und die Parteien veranlaßt habe, nach Schluß ihrer

Vorträge abzutreten, was gegen § 32 der Kantonsverfassung

von Baselland verstoße; und sodann deshalb, weil bei dem Urteil

ein Richter mitgewirkt habe, den der Rekurrent hätte rekusieren

können. Demgemäß wird verlangt, daß das erwähnte Urteil auf¬

gehoben werde.

B. Die rekursbeklagte Behörde wendete zunächst ein, daß gegen

das Verfahren, wie es im vorliegenden Falle beobachtet worden

sei, der Rekurrent vor dem Gerichte selbst keinerlei Einwendungen

erhoben habe, und ließ sich sodann über die Sache selbst folgender¬

maßen vernehmen: Über das Verfahren in Expropriationsstreitig¬

keiten enthalte die kantonale Gesetzgebung keinerlei Vorschriften.

Namentlich sei nirgends bestimmt, daß bei Festsetzung der Ent¬

schädigung für die Parteien Tagfahrt angeordnet und unter den¬

selben verhandelt werden müsse. Vielmehr liege es im freien

Ermessen des Gerichtes, dies anzuordnen oder nicht. Deshalb

sei dieses auch befugt gewesen, ohne die Anwesenheit der Parteien

die Entschädigung festzusetzen, wie dies thatsächlich geschehen sei.

Der Grundsatz der Offentlichkeit der Verhandlungen, wie er in

der Verfassung von 1893 niedergelegt sei, beziehe sich, soweit er

die Gerichte betreffe, nur auf bürgerliche Rechtsstreitigkeiten, wie

dies § 183 der Prozeßordnung von 1867 ausdrücklich feststelle.

Vorliegend habe man es aber nicht mit einer bürgerlichen Rechts¬

streitigkeit zu thun, sondern mit der Schätzung eines Grund¬

stückes, d. h. mit einem Geschäft, für das keine Parteiverhand¬

lungen nötig gewesen seien, und das wie andere Geschäfte nicht

prozessualer Natur habe abgewandelt werden können, wie ja auch

die eidgenössischen Schatzungskommissionen in Expropriationen die



Festsetzung der Entschädigung in Abwesenheit der Expropriaten

vorzunehmen pflegten. Ebenso unbegründet sei der Rekurs, soweit

damit die Mitwirkung eines Richters gerügt werde, der hätte

rekusiert werden können. Der Rekurrent hätte ein diesbezügliches

Gesuch vorher anbringen sollen.

Das Bundesgericht zieht in Erwägung:

Die Bestimmung der Verfassung des Kantons Baselland, die

nach der Behauptung des Rekurrenten durch das in der frag¬

lichen Expropriationssache von der rekursbeklagten Behörde beob¬

achtete Verfahren verletzt worden sein soll, lautet: „Die Verhand¬

„lungen des Landrates, des Regierungsrates und der richterlichen

„Behörden sind öffentlich. Die Ausnahmen bestimmt das Gesetz.“

Daß nun hier einer der Ausnahmefälle, wie sie im Gesetze vom

12. Mai 1851 umschrieben sind, vorgelegen habe, wird nicht

geltend gemacht, sondern es beschränkt sich die rekursbeklagte

Behörde zur Rechtfertigung des Ausschlusses der Offentlichkeit

darauf, zu behaupten, daß jener verfassungsrechtliche Grundsatz

soweit er die Gerichtsbehörden betreffe, nur für bürgerliche

Rechtsstreitigkeiten gelte und daß man es hier nicht mit einer

solchen zu thun habe. Allein abgesehen von der letztern Frage,

ist es unrichtig, daß die Gerichte nur bei Behandlung bürger¬

licher Rechtsstreitigkeiten verfassungsgemäß an den Grundsatz der

Offentlichkeit der Verhandlungen gebunden seien. Die Bestimmung

des § 32 der Verfassung lautet allgemein, und wenn das Ober¬

gericht des Kantons Baselland zur Begründung seiner ein¬

schränkenden Auslegung den § 183 der Prozeßordnung beizieht,

der allerdings bloß bestimmt, daß in bürgerlichen Rechtsstreitig¬

keiten die Beratung und Abstimmung der Gerichte, mit Ausnahme

der im Gesetze von 1851 vorgesehenen Fälle, öffentlich sei, so

kann demselben hierin nicht gefolgt werden: Die Prozeßordnung

von 1867 bezieht sich überhaupt nur auf bürgerliche Rechts¬

streitigkeiten, und sie hatte keinen Anlaß, auch für andere durch

die Gerichte zu erledigende Geschäfte das schon in der Ver¬

fassung von 1863 enthaltene Prinzip der Öffentlichkeit zu wieder¬

holen. Das Geltungsgebiet des durch die Verfassung aufgestellten

Grundsatzes wollte und konnte durch die Prozeßordnung nicht

eingeschränkt werden. Zudem datiert letztere aus dem Jahre 1867,

die fetzt geltende Verfassung aus dem Jahre 1893. Wenn daher

letztere die Offentlichkeit in allgemeiner Weise als für die Ver¬

handlungen der richterlichen Behörden geltenden Grundsatz hin¬

stellt, so geht unter allen Umständen diese spätere Vorschrift der

frühern vor. Die Fassung der Bestimmung läßt auch nicht etwa

die Auslegung zu, daß nur die Parteiverhandlungen vor den

betreffenden Behörden öffentlich sein sollen. Um zu einer solchen

Interpretation zu gelangen, müßte man einen Unterschied in den

Text der Vorschrift hineinlegen, der durch nichts darin auch nur

angedeutet ist. Es geht dies um so weniger an, als eine

Scheidung der Verhandlungen in solche, bei denen die Parteien

mitzuwirken haben, und in die eigentliche behördliche Thätigkeit

in dem Sinne, daß nur für erstere die Offentlichkeit vorgeschrieben

wäre, für letztere dagegen nicht, bei den mit den Gerichten auf

gleiche Linie gestellten Behörden des Landrates und des Regierungs¬

rates schlechterdings nicht angeht, da vor diesen Behörden keine

oder doch höchst selten Parteiverhandlungen vorkommen und da

deshalb hier die Offentlichkeit, wenn man die interne Thätigkeit

davon ausnehmen wollte, sozusagen inhaltlos würde. Überdies

bestimmte die frühere Verfassung ausdrücklich: „Die Verhand¬

„lungen und Sitzungen der Gesetzgebungs= und Verwaltungs¬

„behörden, sowie die Verhandlungen, Beratungen und

„Aburteilungen der richterlichen Behörden sind in der

„Regel (nämlich abgesehen von den gesetzlich bestimmten Aus¬

„nahmen) öffentlich.“ Und nun sollte dieser Grundsatz durch die

neue Verfassung gewiß nicht sachlich in seinem Geltungsgebiete

eingeschränkt werden, sondern es erhielt derselbe lediglich sprachlich

eine kürzere Fassung. Zweifellos ist daher durch den Ausschluß

der Offentlichkeit der Beratung und Urteilsfällung in der Streit¬

sache des Rekurrenten mit der Gemeinde Liestal die Bestimmung

des § 32 der Kantonsverfassung verletzt worden. Diese Ver¬

letzung zu rügen, ist der Rekurrent zweifellos befugt, da er ein

rechtliches Interesse daran hat, daß in einem Rechtsstreite, bei

dem er als Partei beteiligt ist, die in der Verfassung zum Schutze

der Bürger aufgestellten Bestimmungen betreffend das Verfahren

beobachtet werden. Ob man nun annehme, daß ihm in dieser

Beziehung ein eigentliches Individualrecht zur Seite stehe, oder



ob man seine Berechtigung bloß als eine sog. Reflexwirkung

einer objektiven Rechtsnorm betrachte,
gleichgültig, da nach

feststehendem Bundesstaatsrecht derjenige,
dem gegenüber eine

Verfassungsbestimmung nicht gehandhabt worden ist, sofern er

überhaupt ein Interesse nachweist, befugt ist, auf dem Wege des

staatsrechtlichen Rekurses den Schutz des Bundesgerichtes anzu¬

rufen und von ihm die Aufhebung der Verfügung zu verlangen,

die in Mißachtung verfassungsmäßiger Garantien erlassen worden

ist. Der Einwand, daß der Rekurrent schon vor dem Obergericht

gegen das beobachtete Verfahren hätte Einsprache erheben können,

fällt schon deshalb dahin, weil nicht dargethan ist, daß dem

Rekurrenten zur Anbringung einer bezüglichen Verwahrung

Gelegenheit geboten gewesen sei. Demgemäß muß das angefochtene

Urteil, das unbestrittenermaßen unter Ausschluß der Offentlichkeit

und somit nach dem Gesagten unter Verletzung des § 32 der

basellandschaftlichen Kantonsverfassung zu Stande gekommen ist,

aufgehoben werden. Unter solchen Umständen braucht der weitere

Beschwerdepunkt betreffend Mitwirkung eines Richters, der hätte

rekusiert werden können, nicht näher geprüft zu werden.

Aus diesen Gründen hat das Bundesgericht

erkannt:

Der Rekurs wird begründet erklärt und demgemäß das ange¬

fochtene Urteil des Obergerichtes des Kantons Baselland in der

Expropriationssache des Rekurrenten gegen die Gemeinde Liestal

vom 19. Juni 1896 aufgehoben.


